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Die Verschuldung der öffentlichen Haus-
halte hat in den „entwickelten“ westli-

chen Ländern 2014 einen neuen Höchststand 
der Nachkriegszeit er-
reicht. Im Durchschnitt 
lag sie bei über 100 Pro-
zent des Bruttoinlands-
produkts. ❙1 Der Schul-
denstand übertraf da-
mit die gesamte jährli-
che Wirtschaftsleistung 
der  Volkswirtschaften.  

Obwohl die staatlichen Rettungspakete für 
Banken und Finanzinstitute als Folge der glo-
balen Finanz- und Wirtschaftskrise seit 2007 
die Staatsverschuldung besonders stark und 
schnell erhöht haben, steigen die Schulden in 
den meisten Industrieländern bereits seit den 
Ölpreisschocks der 1970er Jahre fast ununter-
brochen an.

Eine schnelle Umkehr dieses Trends ohne 
umfangreiche Einsparungen erscheint un-
ter den gegebenen sozioökonomischen Um-
ständen in vielen Ländern Europas schwierig. 
Eine alternde und zum Teil schrumpfende Be-
völkerung, niedriges Wirtschaftswachstum, 
hohe Folgekosten von in der Vergangenheit be-
schlossenen Politiken und Schwierigkeiten bei 
der Besteuerung transnationaler Kapitalströme 
erschweren die Haushaltskonsolidierung und 
machen ein „Herauswachsen“ aus den Schul-
den ohne Austeritätsmaßnahmen unwahr-
scheinlich. Diese strukturellen Bedingungen 

und Unsicherheiten wie die Krise des Eurowäh-
rungsraums, die hohen Flüchtlingszahlen, die 
Militäreinsätze gegen den internationalen Ter-
rorismus und die hohe Arbeitslosigkeit vor al-
lem in Südeuropa weiter verschärft.

Hohe Staatsschulden und insbesonde-

Zinssätzen den Handlungsspielraum einer 
Regierung einschränken und die politische 
Agenda bestimmen. Vor diesem Hinter-
grund erscheint die Analyse der Entwick-
lung der Staatsverschuldung Schwedens 
besonders interessant, da Schweden in den 
vergangenen 40 Jahren zweimal mit einer 
ähnlichen Ausgangssituation konfrontiert 
war und diese erfolgreich gelöst hat: Gegen 
Ende der 1970er und zu Beginn der 1990er 
Jahre rutschte der schwedische Staatshaus-

sah sich mit zwei gravierenden Wirtschafts- 
und Schuldenkrisen konfrontiert. Die letzte 
Krise war jedoch spätestens gegen Ende der 
1990er Jahre überwunden, und der schwe-
dische Staat erzielt seitdem fast jedes Jahr 
Haushaltsüberschüsse und hat den Schul-
denstand stark gesenkt.

In diesem Beitrag sollen die Entwick-
lungen, Lösungsansätze und Folgen der 

-
te nachgezeichnet und untersucht werden. 
Dabei leiten folgende Fragen die Analyse: 
Wie ist es einem entwickelten Industrie-
land wie Schweden mit einem ausgebauten 
Sozialstaat und ohne maßgebliche Einnah-
men aus natürlichen Ressourcen gelungen, 
die öffentliche Verschuldung in so großem 
Umfang zu reduzieren? Was waren die ge-
sellschafts- und sozialpolitischen Folgen 
der Haushaltskonsolidierung, und wie stellt 
sich die Politik nach einer überwundenen 
Schuldenkrise in Zeiten regelmäßiger Über-
schüsse dar?

In Schweden endete gegen Mitte der 1970er 
Jahre die goldene Nachkriegsepoche be-
ständiger Prosperität. Die schwedische Po-
litik war mit einer doppelten Krise kon-
frontiert. ❙2 Strukturelle Probleme in der 

❙1  Vgl. Organisation for Economic Co-operation and 

1/2015, Datenbank: http://dx.doi.org/10.1787/data-
00759-en
❙2  Vgl. Fritz W. Scharpf, Sozialdemokratische Kri-
senpolitik in Europa: Das „Modell Deutschland“ im 
Vergleich, Frank furt/M. 1987.
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-
ringem Wirtschaftswachstum. Bürgerliche 
und sozialdemokratische Regierungen be-

mit klassischen keynesianischen Rezepten 
-

bensteigerungen, um die Nachfragelücke zu 
überbrücken, und wiederholten Abwertun-
gen der Krone, um die Wettbewerbsfähig-
keit der Exportindustrie zu steigern. Diese 

schnell ansteigenden Staatsverschuldung 
Abbildung).

-
ßen Stil führte zu einem stark ansteigen-
den Finanzierungsbedarf des schwedi-
schen Staates, den er bald nicht mehr im 
Inland decken konnte – ein Tabubruch und 
ein Novum, da es bis dahin eine implizi-
te Vorgabe der schwedischen Schuldenpoli-
tik gewesen war, nur inländische Gläubiger 
zu haben und den schwedischen Finanz-
markt streng zu regulieren und nach außen 
 abzuschotten. 

-
tikrisenmaßnahmen wuchs die Auslands-

verschuldung jedoch schnell an. ❙3 Die Ab-
hängigkeit von ausländischen Finanziers 
wurde darüber hinaus dadurch verstärkt, 
dass Schweden Staatsanleihen in ausländi-
schen Hartwährungen ausgeben musste, da 
die Investoren für Schuldscheine in Kro-
nen aufgrund der wiederholten Währungs-
abwertungen, den hohen und volatilen In-

hohe Zinsaufschläge als Risikoprämien ver-
langten. Durch die Verschuldung in Fremd-
währungen wurden die regelmäßig prakti-
zierten Abwertungen der Krone zu einem 
zweischneidigen Schwert, das zwar den Ex-
port belebte, aber gleichzeitig die Schulden 
allein aufgrund des schlechteren Wechsel-
kurses erhöhte.

Nachdem sich die Situation Anfang der 
1980er Jahre nicht besserte, reagierten die 
Politikerinnen und Politiker, indem sie den 
zuvor betriebenen Ausbau des öffentlichen 
Sektors zu bremsen versuchten. Sie hielten 
jedoch an der grundsätzlichen wirtschafts- 

❙3 -
denagentur), Statsskulden 1950–2009. Skuld i kro-

in Kronen und ausländischer Währung), Stockholm 
2010.
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und arbeitsmarktpolitischen Ausrichtung 
fest, deren wichtigstes Ziel die Erfüllung des 
Vollbeschäftigungsversprechens blieb. Letzt-
lich gelang es, den Schuldenstand vor allem 

auf der Exportindustrie basierenden Wachs-
-

nanzpolitische Strukturreformen umfass-
ten die Deregulierung der Finanzmärkte und 
eine Verschiebung der Steuerlast hin zu indi-
rekten Konsumsteuern.

Finanz- und Wirtschaftskrise  
der 1990er Jahre

Obwohl die Wirtschafts- und Haushalts-
probleme zunächst gelöst waren und die 
Staatsschulden ab Mitte der 1980er Jahre 
nominell wieder sanken, geriet Schweden 
zu Beginn der 1990er Jahre in eine zwei-
te, noch verheerendere und vielschichtigere 
Wirtschafts- und Finanzkrise. Die Antikri-
senstrategie der schwedischen Regierung in 
den 1980er Jahren, die als wesentliche Pfei-
ler die Kontraktion des öffentlichen Sek-
tors und die Expansion des Exportsektors 
umfasste, war zunächst erfolgreich. Aller-
dings war sie langfristig nicht nachhaltig, 
da grundlegende Probleme fortbestanden 

-
ter Kontrolle gebracht werden konnte. Zu-
dem führte die Deregulierung und Öffnung 
des Finanzsektors zu einem starken Anstieg 
der Kreditvergabe, der Bauaktivitäten und 
der Häuserpreise, sodass sich eine Spekula-
tionsblase auf dem Kredit- und Immobilien-
markt bildete.

tiefsten und längsten wirtschaftlichen Re-
zession in Schweden seit den 1930er Jahren 
zusammen und drohte das gesamte schwe-
dische Finanz- und Bankensystem zusam-
menbrechen zu lassen. Die Wirtschaftsleis-
tung nahm auf dem Höhepunkt der Krise 
von 1991 bis 1993 drei Jahre hintereinan-
der ab. Die Arbeitslosenquote verfünffach-
te sich von etwa zwei Prozent 1990 auf über 
elf Prozent 1994 und verblieb lange auf ei-
nem hohen Niveau. ❙4 Die Staatsverschul-
dung verdoppelte sich in wenigen Jahren auf 
fast 85 Prozent des Bruttoinlandsprodukts, 

❙4 

Abbildung). Das ganze Land 
befand sich in vielerlei Hinsicht in einer 
 Ausnahmesituation.

Die ohnehin dramatische Lage verschärf-
te sich noch durch eine Währungskrise im 
Herbst 1992. Schweden hatte die Krone zu 
diesem Zeitpunkt unilateral an das Europä-
ische Währungssystem und den ECU gekop-
pelt, und die Zentralbank versuchte mit allen 
Mitteln, das Regime fester Wechselkurse auf-
rechtzuerhalten und eine Abwertung der Kro-
ne zu verhindern. Durch einen hohen Leitzins 
und Stützungskäufe der Zentralbank sollte 
der Kurs der Krone stabilisiert werden. 

Das hohe Zinsniveau hatte allerdings ne-
gative Auswirkungen auf die Finanz- und 
Schuldenkrise, da es die Belastungen durch 
die hohe private und staatliche Verschuldung 
noch größer werden ließ. Die schwedische Re-
gierung und die Reichsbank stimmten jedoch 
darin überein, dass die Verteidigung des fes-
ten Wechselkurses Priorität hatte, und erhöh-
ten den Leitzins im Kampf gegen Spekulan-
ten und Finanzmärkte immer weiter – bis zum 
unglaublichen Wert von 500 Prozent für ein 
Wochenende im September 1992. Dieser Zins-
schock stoppte die Spekulationen zunächst, 
und im Gegensatz zu vielen anderen Ländern 
in Europa konnte Schweden die Wechselkurs-
bindung verteidigen. Dieser Erfolg hatte je-
doch einen hohen Preis und traf die Wirtschaft, 
die Bevölkerung und den Staat gleichermaßen.

Die hohen Kosten für die Verteidigung des 
Wechselkurses sind nur vor dem Hintergrund 
einer makroökonomischen Grundsatzent-
scheidung verständlich. Parteiübergreifend 
war die schwedische Politik seit Anfang der 
1980er Jahre davon überzeugt, dass die vor-

Abwertungen keine dauerhafte Lösung zur 
Wiederherstellung der Wettbewerbsfähigkeit 
waren und eingestellt werden mussten. 1982 
hatte die Regierung absichtlich eine über-
höhte Abwertung der Krone vorgenommen, 
um der schwedischen Exportindustrie durch 
eine künstlich unterbewertete Währung ei-
nen Wachstumsstimulus zu geben. Gleichzei-
tig kündigte sie als unmissverständliches Sig-
nal nach innen und außen allerdings an, dass 
dies die letzte Abwertung sein werde und die 
Wettbewerbsfähigkeit in Zukunft durch Maß-
nahmen in den Unternehmen und auf dem Ar-
beitsmarkt gewährleistet werden müsse.
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Letztlich waren die hohen Kosten und An-
strengungen der schwedischen Reichsbank 
vergebens, und die Wechselkursbindung der 
Krone bestand nur für ungefähr zehn Jahre. 
Nachdem es keine politische Mehrheit zur 
Verabschiedung eines Sparpakets im Reichs-
tag gab und die Zentralbank allein in einer 
Woche mit Devisentransaktionen in Höhe 
von 158 Milliarden Kronen intervenierte, was 
1992 etwa elf Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts entsprach, wurde der Wechselkurs im 
November 1992 freigegeben. ❙5 Die Krone war 
erstmals seit der Weltwirtschaftskrise 1933 
vollkommen frei von staatlicher Regulierung 
handelbar und wertete sofort um neun Pro-
zent ab. Zum Ende des Jahres war ihr Kurs 
sogar um etwa 20 Prozent gefallen. ❙6

Parteiübergreifende Krisenpakete und 
erfolgreiche Haushaltskonsolidierung

Die Erhöhung des Leitzinses durch die Zen-
tral bank auf den Extremwert von 500 Prozent 
im September 1992 und die damit verbunde-
nen sehr hohen Kosten für den schwedischen 
Staat garantierten nicht nur die Wechselkurs-
bindung der Krone, sondern verschafften der 
Politik in einer außergewöhnlichen Drucksi-
tuation auch eine Atempause und gaben ihr 
die Chance, die Initiative in der Schuldenkri-
se zurückzugewinnen. Diese Chance wurde 
auf dem Höhepunkt der Krise ergriffen. Bür-
gerliche Regierung und sozialdemokratische 
Opposition trafen sich an einem sehr drama-
tischen Wochenende, um Tag und Nacht bis 
zur Wiedereröffnung der Börsen am nächs-
ten Montag ein umfassendes Krisenpaket zu 
verhandeln.

Die lagerübergreifende Zusammenarbeit 
dieser informellen großen Koalition war ein 
bedeutsames Signal an die Finanzmärkte, 
und alle wichtigen Parteien einigten sich auf 
umfangreiche Ausgabenkürzungen in prak-
tisch allen Politikfeldern sowie auf selekti-
ve Steuererhöhungen auf Tabakwaren und 

❙5  Vgl. Hans-Michael Trautwein, Die kostspielige 
Vorwegnahme des Beitritts zur Europäischen Uni-
on. Das Beispiel der schwedischen Geld- und Wäh-
rungspolitik, in: Claudius H. Riegler/Olaf Schneider 

-
bleme, Perspektiven, Berlin 1999, S. 255–283.
❙6  Vgl. Peter Englund, The Swedish Banking Crisis. 
Roots and Consequences, in: Oxford Review of Eco-

Mineralöl zur schnellen Eindämmung der 

wurden die Lohnersatzraten der Sozialver-
sicherungen in einem ersten Schritt ab 1993 
von 90 auf 85 Prozent gesenkt, das Renten-
eintrittsalter wurde um ein Jahr auf 66 Jahre 
erhöht und Renten-, Wohngeld- und Kinder-
geldsteigerungen wurden ausgesetzt. Diese 
einschneidenden Sparmaßnahmen beruhig-
ten die Finanzmärkte zunächst und stellten 
eine wichtige Etappe auf dem Weg zur erfolg-
reichen Haushaltskonsolidierung dar.

Allerdings zeigte sich schnell, dass die-
ses Sparpaket nicht ausreichen würde, um 
die Schuldenkrise zu beenden, und dass ne-

-
sche Finanzsystem zu einem immer größe-
ren Problem wurde. Fast alle großen Banken 
und Finanzinstitute des Landes hatten mas-
senhaft faule Kredite in ihren Bilanzen, 
die nach dem Platzen der Spekulationsbla-
se nicht mehr bedient werden konnten, und 
waren de facto insolvent. Regierung und 
Opposition setzten ihre Verhandlungen fort 
und einigten sich auf ein zweites Krisenpa-
ket und eine staatliche Einlagensicherungs-
garantie für die schwedischen Finanz in-
sti tu te. Trotzdem wurden fast alle großen 
schwedischen Banken mit öffentlichem Geld 
gerettet und dann verstaatlicht. Nach der 
Abspaltung von Kreditrisiken in sogenann-
te Bad Banks wurden die Institute rekapita-
lisiert und das schwedische Finanzsystem 
durch Zwangsfusionen neu geordnet.

Das zweite Krisenpaket umfasste die Strei-
chung von zwei Feiertagen und eine Erhö-
hung des ermäßigten Mehrwertsteuersat-
zes. Dieser wurde im Verlauf der Krise von 
4,2 beziehungsweise 13,6 Prozent in mehre-
ren Schritten auf 21 Prozent angehoben. Au-
ßerdem wurden Maßnahmen ergriffen, um 

-
sen. Insgesamt summierten sich die beiden 
Sparpakete auf mehr als 42 Milliarden Kro-
nen bis 1997, wobei 14,2 Milliarden durch 
Einnahmenerhöhungen und 28,1 Milliarden 
durch Ausgabenkürzungen erreicht wurden 
und der Staatshaushalt allein im Jahr 1993 um 
etwa 20 Milliarden Kronen entlastet wurde. ❙7 

❙7  Vgl. Georg Wenzelburger, Haushaltskonsolidie-
rungen und Reformprozesse. Determinanten, Kon-

Analyse, Berlin 2010.
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-
ken. Die Krise selbst war jedoch noch nicht 
überwunden.

Nach dem Regierungswechsel 1994 be-
schloss die sozialdemokratische Regierung 
weitere Austeritätsmaßnahmen, die im quan-
titativen Umfang sogar über die ersten Not-
fallpakete hinausgingen. Unter anderem 
senkte sie die Lohnersatzraten der Sozialver-
sicherungen auf 80 Prozent weiter ab, und 
das Rentensystem wurde mit Zustimmung 
aller relevanten Parteien grundlegend umge-
staltet. Die dramatischen Ereignisse der gro-
ßen Krise in den 1990er Jahren legitimierten 
eine einschneidende Sparpolitik sowie tief 
greifende institutionelle Reformen, die hel-
fen sollten, eine derart verheerende Krise in 
Zukunft zu verhindern. Selbst die Sozialde-
mokraten waren bereit, Kürzungen in vie-
len Bereichen des generösen und universel-
len Wohlfahrtsstaates zu beschließen, um die 
Grundidee des schwedischen Sozial politik- 
und Gesellschaftsmodells zu retten und es 

Durch einen beispiellosen nationalen Kraft-
akt und einschneidende Reformen ist es der 
schwedischen Politik gelungen, die Ban-
ken zu stabilisieren, den Export und damit 
die Wirtschaft zu beleben und zweistellige 

-
se zu verwandeln. Im Vergleich zu ähnli-
chen Krisensituationen in anderen Ländern 
fallen bei der schwedischen Haushaltskon-
solidierung insbesondere drei Aspekte auf: 
die lagerübergreifende Zusammenarbeit von 
Regierung und Opposition, die hohe Trans-
parenz der Reformmaßnahmen und die Ver-
teilung der Kosten auf möglichst alle Bevöl-
kerungsschichten. So vermied das Land eine 
Verschleppung der Krise durch politisches 
Taktieren und verabschiedete umfassende 
Sparmaßnahmen, ohne das öffentliche sozia-
le Sicherungsnetz stark zu beschädigen.

Paradigmenwechsel in der Fiskal-  
und Wirtschaftspolitik

In der Fiskal- und Wirtschaftspolitik kam es 
im Zuge der Krise in den 1990er Jahren nicht 
nur zu kurzfristigen und notgedrungenen 
Rettungs- und Antikrisenmaßnahmen, son-
dern auch zu einer grundsätzlichen und lang-
fristigen Neuausrichtung. Diese paradigma-

tischen Verschiebungen führten dazu, dass 
ehemals für das schwedische Wirtschafts- 
und Gesellschaftsmodell konstitutive Merk-
male aufgegeben wurden. 

Bis zur großen Krise in den 1990er Jahren 
war es das oberste makroökonomische Ziel je-
der schwedischen Regierung gewesen, die Ar-
beitslosigkeit möglichst gering zu halten. Die 
Entwicklung anderer ökonomischer Kerngrö-

-
te waren zweitrangig. Im Zuge der Maßnah-
men zur Haushaltskonsolidierung kam es zu 
einer Änderung der Prioritäten. Das Vollbe-
schäftigungsziel wurde der Geldwertstabilität 

-
-

zen rückten ins Zentrum der Fiskalpolitik.

Innerhalb weniger Jahre verkehrten sich 
die Zielsetzungen und Maximen der schwe-
dischen Fiskalpolitik von einem Extrem ins 
andere, und die schwedische Politik vollzog 
eine tief greifende und konsequente moneta-
ristische Wende. Während in den 1970er und 
1980er Jahren keynesianische Ideen dominier-
ten und die schwedische Politik einen großen 

ihr in den 1990er und 2000er Jahren die Hän-

Korsett aus strikten Regeln und Vorgaben an-
gelegt, das nur in Ausnahme- und Notsitua-

 ❙8 Der Mo-
netarismus scheint auch für die schwedischen 
Sozialdemokraten zu einer notwendigen und 
allgemein akzeptierten Rahmenbedingung 
ihrer Politik geworden zu sein. ❙9

Etablierung eines strikten 

Zur Gewährleistung der veränderten mak-
-

setzungen und zur langfristigen Sicherung 

❙8  Vgl. Lars Jonung, Reforming the Fiscal Frame-
work. The Case of Sweden 1973–2013, in: Torben M. 
Andersen/ U. Michael Bergman/Svend E. Hougaard 

-
mic Performance in the Nordic Countries, Oxford 
2015, S. 190–215.
❙9  Vgl. Torben Iversen, The Choices for Skandinavi-
an Social Democracy in Comparative Perspective, in: 

-
ral Times: The Left and Economic Policy since 1980, 
Oxford 2001, S. 253–275.
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der hart erkämpften Konsolidierungser-
folge wurde ein enges institutionelles Re-
gelwerk geknüpft, das die Freiheitsgrade 
der Politik einschränkt, und diverse rich-
tungsweisende Reformen verabschiedet. 
Schweden ist im Zuge der Krise der Euro-
päischen Union beigetreten, hat seine Zen-
tralbank politisch unabhängig gemacht und 
das Rentensystem grundlegend reformiert, 

Tragfähigkeit des Rentensystems Vorrang 
vor der Höhe der Rentenzahlungen haben. 
Außerdem wurden in einem langen Re-
formprozess von 1992 bis 2000 als Reakti-
on auf die Krise grundlegende Strukturre-
formen der Haushaltsgesetzgebung und des 

 vorgenommen.

Die wichtigsten Reformen des haushalts-
politischen Regelwerks waren die Einfüh-
rung eines Überschussziels in Höhe von ei-
nem Prozent des Bruttoinlandsprodukts über 
den Konjunkturzyklus, eine rigide mehrjäh-
rige Ausgabendeckelung im Staatshaushalt, 
ein Verschuldungsverbot für Provinzen und 
Kommunen sowie die Gründung eines unab-

die Regierung berät und auf die Einhaltung 
der Haushaltsdisziplin achten soll. 

Der Ausgangspunkt für die Einführung 
eines solch strengen und kompromisslo-
sen Haushaltsrechts war die Auffassung der 
schwedischen Politik, dass kaum vorhande-

zur Eskalation der Schuldenkrise beigetra-

„Goldene Regel“ der Finanzpolitik, dann 
Schuldenbremse) ❙10 oder in den Ländern der 

Europäischer Fiskalpakt) gab es in Schweden 

❙10  Tatsächlich hatte die Bundesrepublik bis 1969 so-
gar ein Verschuldungsverbot, das noch aus der Wei-
marer Verfassung übernommen worden war. Es 
wurde von der „Goldenen Regel“ der Finanzpoli-

die öffentlichen Investitionen nicht übersteigen dür-

und 115 des Grundgesetzes), die eindeutige Vorgaben 
bei der Obergrenze der Neuverschuldung des Bun-
des und ein Neuverschuldungsverbot der Länder 
vorschreibt und dabei dennoch hinter den strengeren 
schwedischen Vorgaben zurückbleibt. Für Details zu 
Deutschland vgl. Christian Kastrop et al., Konzept 
und Herausforderungen der Schuldenbremse, in: 

vor diesen Reformen keinerlei formale oder 
rechtliche Regeln zur Beschränkung oder 
Regulierung der staatlichen Schulden und 

-
reformen wurde Schwedens Haushaltsge-
setzgebung von einer der am wenigsten zu ei-
ner der am stärksten regulierten.

Nach der Krise:  
Regelmäßige Haushaltsüberschüsse  

und anhaltende Sparpolitik

Das strikte Haushaltsregime hat in Schweden 
bis heute Bestand, obwohl die Schuldenkri-
se lange überwunden ist und die Staatsver-
schuldung seit vielen Jahren sinkt. Selbst die 
schwere globale Finanz- und Wirtschaftskri-
se 2009, von der auch Schweden mit einem 
Rückgang des Bruttoinlandsprodukts um 
fünf Prozent stark betroffen war, hat zu kei-

Der schwedische Staat nimmt praktisch jedes 
Jahr mehr Geld ein, als er ausgibt, und steht 
im Gegensatz zu vielen anderen europäischen 

-
ne öffentlichen Ausgaben nicht permanent 
weiter kürzen, sondern könnte seinen zu-

politische Maßnahmen zur stärkeren Ge-
staltung der Gesellschaft nutzen, etwa durch 
höhere Staatsausgaben, stärkere öffentliche 
Investitionen in die Infrastruktur und das 
Bildungssystem oder eine Ausweitung der 
Sozialpolitik.

Nennenswerte Ausgabensteigerungen, die 
den strukturellen Überschuss gefährdeten, 
wurden jedoch nicht beschlossen. Stattdes-
sen zieht sich der Staat immer weiter aus 
Wirtschaft und Gesellschaft zurück, hält das 
Sparregime auch Jahre nach der Krise auf-
recht und verwendet die Überschüsse für den 
Schuldenabbau und wiederholte Steuersen-

-
wendigkeit scheinbar paradoxe Sparpolitik 
hat über die vergangenen beiden Dekaden 
eine schleichende Liberalisierung und Pri-
vatisierung insbesondere in den Dienstleis-
tungssektoren des schwedischen Wohlfahrts-
staates bewirkt. ❙11

❙11  Vgl. Philip Mehrtens, Staatsschulden und Staats-
tätigkeit. Zur Transformation der politischen Öko-
nomie Schwedens, Frank furt/M. 2014.
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Die sozioökonomischen Folgen des staat-
lichen Rückzugs markieren eine Risikover-
lagerung vom Staat und der Solidargemein-
schaft auf den Markt und das Individuum. 
Kinderbetreuung, schulische Bildung, ge-
sundheitliche Absicherung oder das Renten-
niveau hängen in Schweden immer stärker 
von persönlichem Einkommen, individueller 
Vorsorge und dem Bildungsgrad der Schwe-
dinnen und Schweden ab. Der Staat garan-
tiert nicht mehr ein gleichermaßen hohes Ni-
veau sozialer Sicherung für alle Bürgerinnen 
und Bürger und akzeptiert eine bleibende So-
ckelarbeitslosigkeit und Dualisierungsten-
denzen auf dem Arbeitsmarkt. 

Während sich die Finanzsituation des 
schwedischen Staates jedes Jahr verbes-
sert, sinken die öffentlichen Renten, die Ar-
beitslosenquote verbleibt auf einem hohen 
Niveau und die Einkommensungleichheit 
steigt schneller als in den meisten europäi-
schen Ländern. Haushaltsdisziplin und der 
Fortbestand der Budgetüberschüsse schei-
nen in Schweden Vorrang vor gesellschafts-
politischer Gestaltung und Umverteilung 
zu haben.

in einem ambivalenten Zustand. Einerseits 
sind die Steuersätze, die Staatsquote und 
die soziale Sicherung im internationalen 
Vergleich immer noch sehr hoch. Anderer-
seits sind sie im vergangenen Jahrzehnt aber 
auch besonders schnell und stark gesun-
ken. Angesichts dieser Entwicklungen ist es 
fraglich, ob Schweden uneingeschränkt als 
Vorbild für eine erfolgreiche Haushaltskon-
solidierung dienen kann. Zwar ist es zutref-
fend, dass Schweden die schwere Krise in 
den 1990er Jahren relativ schnell gemeistert 
hat, allerdings geht dies einher mit einem 
Rückgang der gesellschafts- und sozialpoli-
tischen Ambitionen des Staates. Die steuer-
lichen Entlastungen kommen vor allem den 
Wohlhabenden zugute.

Dennoch genießt das Überschussregime 
in beiden politischen Lagern hohe Legitima-
tion. Weder die regierenden Sozialdemokra-
ten noch die bürgerliche Opposition stellen 
die Sparpolitik ernsthaft infrage. Schweden 
kann als Paradebeispiel für einen „Konso-

lidierungsstaat“ ❙12 oder ein „Über schuss-
regime“ ❙13 als spezielle Varianten eines durch 
anhaltende Austerität geprägten Staatswe-
sens gelten. 

Eine Umkehr dieses Entwicklungstrends 
ist in naher Zukunft, auch vor dem Hinter-
grund der Schuldenkrisen in weiten Teilen 
Europas, eher unwahrscheinlich, aber nicht 
ausgeschlossen. Mögliche Faktoren, die eine 
Abkehr von der rigiden Haushaltspolitik be-
fördern könnten, sind die offensichtlicher 
werdenden sozialen Folgen der Einsparun-
gen, die aktuelle Flüchtlingskrise in Eu-
ropa, von der Schweden stark betroffen ist 
und die den schwedischen Haushalt zusätz-
lich belastet, sowie die wachsende Zustim-
mung der Bevölkerung in Umfragen zu der 
rechtspopulistischen Partei der Schweden-
demokraten. Eines ist jedoch sicher: Ohne 
erneute politische Anstrengungen wird sich 
der Konsolidierungsstaat in Schweden allein 
aufgrund des institutionellen Regelwerks 
weiter  entfalten.

Wie aktuelle Entwicklungen in südli-
chen Ländern der Eurozone und in Schwe-
den zeigen, können paradoxerweise zu hohe 
und zu niedrige Staatsschulden den Gestal-
tungsspielraum demokratischer Politik be-
schränken. Niedrige Staatsschulden und 
öffentliche Haushaltsüberschüsse müssen 
nicht automatisch ein Ende der Austerität 
bedeuten.
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